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Titel 3 
Rechtliche Betreuung 

Untertitel 1  
Betreuerbestellung 

§ 1814 
Voraussetzungen 

(1) Kann ein Volljähriger seine Angelegenheiten 
ganz oder teilweise rechtlich nicht besorgen und 
beruht dies auf einer Krankheit oder Behinderung, 
so bestellt das Betreuungsgericht für ihn einen 
rechtlichen Betreuer (Betreuer). 

(2) Gegen den freien Willen des Volljährigen darf 
ein Betreuer nicht bestellt werden. 

(3) Ein Betreuer darf nur bestellt werden, wenn 
dies erforderlich ist. Die Bestellung eines Betreu-
ers ist insbesondere nicht erforderlich, soweit die 
Angelegenheiten des Volljährigen 

1. durch einen Bevollmächtigten, der nicht zu den 
in § 1816 Absatz 6 bezeichneten Personen ge-
hört, gleichermaßen besorgt werden können 
oder 

2. durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzli-
cher Vertreter bestellt wird, erledigt werden 
können, insbesondere durch solche Unterstüt-
zung, die auf sozialen Rechten oder anderen 
Vorschriften beruht. 

(4) Die Bestellung eines Betreuers erfolgt auf An-
trag des Volljährigen oder von Amts wegen. So-
weit der Volljährige seine Angelegenheiten ledig-
lich aufgrund einer körperlichen Krankheit oder 
Behinderung nicht besorgen kann, darf ein Be-
treuer nur auf Antrag des Volljährigen bestellt wer-
den, es sei denn, dass dieser seinen Willen nicht 
kundtun kann. 

(5) Ein Betreuer kann auch für einen Minderjähri-
gen, der das 17. Lebensjahr vollendet hat, bestellt 
werden, wenn anzunehmen ist, dass die Bestel-
lung eines Betreuers bei Eintritt der Volljährigkeit 
erforderlich sein wird. Die Bestellung des Betreu-
ers wird erst mit dem Eintritt der Volljährigkeit wirk-
sam. 

 

§ 1815 
Umfang der Betreuung 

(1) Der Aufgabenkreis eines Betreuers besteht 
aus einem oder mehreren Aufgabenbereichen. 
Diese sind vom Betreuungsgericht im Einzelnen 
anzuordnen. Ein Aufgabenbereich darf nur ange-
ordnet werden, wenn und soweit dessen rechtli-
che Wahrnehmung durch einen Betreuer erforder-
lich ist. 

(2) Folgende Entscheidungen darf der Betreuer 
nur treffen, wenn sie als Aufgabenbereich vom 

Betreuungsgericht ausdrücklich angeordnet wor-
den sind: 

1. eine mit Freiheitsentziehung verbundene Un-
terbringung des Betreuten nach § 1831 Absatz 
1, 

2. eine freiheitsentziehende Maßnahme im Sinne 
des § 1831 Absatz 4, unabhängig davon, wo 
der Betreute sich aufhält, 

3. die Bestimmung des gewöhnlichen Aufent-
halts des Betreuten im Ausland, 

4. die Bestimmung des Umgangs des Betreuten, 

5. die Entscheidung über die Telekommunikation 
des Betreuten einschließlich seiner elektroni-
schen Kommunikation, 

6. die Entscheidung über die Entgegennahme, 
das Öffnen und das Anhalten der Post des Be-
treuten. 

(3) Einem Betreuer können unter den Vorausset-
zungen des § 1820 Absatz 3 auch die Aufgaben-
bereiche der Geltendmachung von Rechten des 
Betreuten gegenüber seinem Bevollmächtigten 
sowie zusätzlich der Geltendmachung von Aus-
kunfts- und Rechenschaftsansprüchen des Be-
treuten gegenüber Dritten übertragen werden 
(Kontrollbetreuer). 

 

§ 1816 
Eignung und Auswahl des Betreuers, Berück-

sichtigung der Wünsche des Volljährigen 

(1) Das Betreuungsgericht bestellt einen Betreuer, 
der geeignet ist, in dem gerichtlich angeordneten 
Aufgabenkreis die Angelegenheiten des Betreu-
ten nach Maßgabe des § 1821 rechtlich zu besor-
gen und insbesondere in dem hierfür erforderlichen 
Umfang persönlichen Kontakt mit dem Betreuten 
zu halten. 

(2) Wünscht der Volljährige eine Person als Be-
treuer, so ist diesem Wunsch zu entsprechen, es 
sei denn, die gewünschte Person ist zur Führung 
der Betreuung nach Absatz 1 nicht geeignet. 
Lehnt der Volljährige eine bestimmte Person als 
Betreuer ab, so ist diesem Wunsch zu entspre-
chen, es sei denn, die Ablehnung bezieht sich 
nicht auf die Person des Betreuers, sondern auf 
die Bestellung eines Betreuers als solche. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für Wünsche, die der 
Volljährige vor Einleitung des Betreuungsverfah-
rens geäußert hat, es sei denn, dass er an diesen 
erkennbar nicht fest- halten will. Wer von der Ein-
leitung eines Verfahrens über die Bestellung eines 
Betreuers für einen Volljährigen Kenntniserlangt 
und ein Dokument besitzt, in dem der Volljährige 
für den Fall, dass für ihn ein Betreuer bestellt wer-
den muss, Wünsche zur Auswahl des Betreuers 
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oder zur Wahrnehmung der Betreuung geäußert 
hat (Betreuungsverfügung), hat die Betreuungs-
verfügung dem Betreuungsgericht zu übermitteln. 

(3) Schlägt der Volljährige niemanden vor, der 
zum Betreuer bestellt werden kann oder ist die ge-
wünschte Person nicht geeignet, so sind bei der 
Auswahl des Betreuers die familiären Beziehun-
gen des Volljährigen, insbesondere zum Ehegat-
ten, zu Eltern und zu Kindern, seine persönlichen 
Bindungen sowie die Gefahr von Interessenkon-
flikten zu berücksichtigen. 

(4)  Eine Person, die keine familiäre Beziehung 
oder persönliche Bindung zu dem Volljährigen hat, 
soll nur dann zum ehrenamtlichen Betreuer be-
stellt werden, wenn sie mit einem nach § 14 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes anerkannten 
Betreuungsverein oder mit der zuständigen Be-
hörde eine Vereinbarung über eine Begleitung 
und Unterstützung gemäß § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 oder § 5 Absatz 2 Satz 3 des Betreu-
ungsorganisationsgesetzes geschlossen hat. 

(5) Ein beruflicher Betreuer nach § 19 Absatz 2 
des Betreuungsorganisationsgesetzes soll nur 
dann zum Betreuer bestellt werden, wenn keine 
geeignete Person für die ehrenamtliche Führung 
der Betreuung zur Verfügung steht. Bei der Ent-
scheidung, ob ein bestimmter beruflicher Betreuer 
bestellt wird, sind die Anzahl und der Umfang der 
bereits von diesem zu führenden Betreuungen zu 
berücksichtigen. 

(6) Eine Person, die zu einem Träger von Einrich-
tungen oder Diensten, der in der Versorgung des 
Volljährigen tätig ist, in einem Abhängigkeitsver-
hältnis oder in einer anderen engen Beziehung 
steht, darf nicht zum Betreuer bestellt werden. 
Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall die konkrete Ge-
fahr einer Interessenkollision nicht besteht. 

 

§ 1817 
Mehrere Betreuer; Verhinderungsbetreuer;  

Ergänzungsbetreuer 

(1) Das Betreuungsgericht kann mehrere Betreuer 
bestellen, wenn die Angelegenheiten des Betreu-
ten hierdurch besser besorgt werden können. In 
diesem Falle bestimmt es, welcher Betreuer mit 
welchem Aufgabenbereich betraut wird. Mehrere 
berufliche Betreuer werden außer in den in den 
Absätzen 2, 4 und 5 geregelten Fällen nicht be-
stellt. 

(2) Für die Entscheidung über die Einwilligung in 
eine Sterilisation des Betreuten ist stets ein be-
sonderer Betreuer zu bestellen (Sterilisationsbe-
treuer). 

(3) Sofern mehrere Betreuer mit demselben Auf-
gabenbereich betraut werden, können sie diese 

Angelegenheiten des Betreuten nur gemeinsam 
besorgen, es sei denn, dass das Betreuungsge-
richt etwas anderes bestimmt hat oder mit dem 
Aufschub Gefahr verbunden ist. 

(4) Das Betreuungsgericht soll einen Verhinde-
rungsbetreuer bestellen, der die Angelegenheiten 
des Betreuten zu besorgen hat, soweit der Be-
treuer aus tatsächlichen Gründen verhindert ist. 
Für diesen Fall kann auch ein anerkannter Betreu-
ungsverein zum Verhinderungsbetreuer bestellt 
werden, ohne dass die Voraussetzungen des § 
1818 Absatz 1 Satz 1 vorliegen. 

(5) Soweit ein Betreuer aus rechtlichen Gründen 
gehindert ist, einzelne Angelegenheiten des Be-
treuten zu besorgen, hat das Betreuungsgericht 
hierfür einen Ergänzungsbetreuer zu bestellen. 

  

§ 1818 
Betreuung durch  

Betreuungsverein oder Betreuungsbehörde 

(1) Das Betreuungsgericht bestellt einen aner-
kannten Betreuungsverein zum Betreuer, wenn 
der Volljährige dies wünscht, oder wenn er durch 
eine oder mehrere natürliche Personen nicht hin-
reichend betreut werden kann. Die Bestellung be-
darf der Einwilligung des Betreuungsvereins. 

(2) Der Betreuungsverein überträgt die Wahrneh-
mung der Betreuung einzelnen Personen. Vor-
schlägen des Volljährigen hat er hierbei zu ent-
sprechen, wenn nicht wichtige Gründe entgegen-
stehen. Der Betreuungsverein teilt dem Betreu-
ungsgericht alsbald spätestens binnen zwei Wo-
chen nach seiner Bestellung, mit, wem er die 
Wahrnehmung der Betreuung übertragen hat. Die 
Sätze 2 und 3 gelten bei einem Wechsel der Per-
son, die die Betreuung für den Betreuungsverein 
wahrnimmt, entsprechend. 

(3) Werden dem Betreuungsverein Umstände be-
kannt, aus denen sich ergibt, dass der Volljährige 
durch eine oder mehrere natürliche Personen hin-
reichend betreut werden kann, so hat er dies dem 
Betreuungsgericht mitzuteilen. 

(4) Kann der Volljährige weder durch eine oder 
mehrere natürliche Personen noch durch einen 
Betreuungsverein hinreichend betreut werden, so 
bestellt das Betreuungsgericht die zuständige Be-
treuungsbehörde zum Betreuer. Die Absätze 2 
und 3 gelten entsprechend. 

(5) Die Entscheidung über die Einwilligung in eine 
Sterilisation darf weder einem Betreuungsverein 
noch einer Betreuungsbehörde übertragen wer-
den. 
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§ 1819 
Übernahmepflicht;  

weitere Bestellungsvoraussetzungen 

(1) Die vom Betreuungsgericht ausgewählte Per-
son ist verpflichtet, die Betreuung zu übernehmen, 
wenn ihr die Übernahme unter Berücksichtigung 
ihrer familiären, beruflichen und sonstigen Ver-
hältnisse zugemutet werden kann. 

(2) Die ausgewählte Person darf erst dann zum 
Betreuer bestellt werden, wenn sie sich zur Über-
nahme der Betreuung bereit erklärt hat. 

(3) Ein Mitarbeiter eines anerkannten Betreuungs-
vereins, der dort ausschließlich oder teilweise als 
Betreuer tätig ist (Vereinsbetreuer), darf nur mit 
Einwilligung des Betreuungsvereins bestellt wer-
den. Entsprechendes gilt für den Mitarbeiter einer 
Betreuungsbehörde, der als Betreuer bestellt wird 
(Behördenbetreuer). 

  

§ 1820 
Vorsorgevollmacht und Kontrollbetreuung 

(1) Wer von der Einleitung eines Verfahrens über 
die Bestellung eines Betreuers für einen Volljähri-
gen Kenntnis erlangt und ein Dokument besitzt, in 
dem der Volljährige eine andere Person mit der 
Wahrnehmung seiner Angelegenheiten bevoll-
mächtigt hat, hat das Betreuungsgericht hierüber 
unverzüglich zu unterrichten. Das Betreuungsge-
richt kann die Vorlage einer Abschrift verlangen. 

(2) Folgende Maßnahmen eines Bevollmächtigten 
setzen voraus, dass die Vollmacht schriftlich erteilt 
ist und diese Maßnahmen ausdrücklich umfasst: 

1. die Einwilligung sowie ihr Widerruf oder die 
Nichteinwilligung in Maßnahmen nach § 1829 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, 

2. die Unterbringung nach § 1831 und die Ein-
willigung in Maßnahmen nach § 1831 Absatz 
4, 

3. die Einwilligung in eine ärztliche Zwangsmaß-
nahme nach § 1832 und die Verbringung nach 
§ 1832 Absatz 4. 

(3) Das Betreuungsgericht bestellt einen Kontroll-
betreuer, wenn die Bestellung erforderlich ist, weil 

1. der Vollmachtgeber aufgrund einer Krankheit 
oder Behinderung nicht mehr in der Lage ist, 
seine Rechte gegenüber dem Bevollmächtig-
ten auszuüben, und 

2. aufgrund konkreter Anhaltspunkte davon aus-
zugehen ist, dass der Bevollmächtigte die An-
gelegenheiten des Vollmachtgebers nicht ent-
sprechend der Vereinbarung oder dem erklär-
ten oder mutmaßlichen Willen des Vollmacht-
gebers besorgt. 

(4) Das Betreuungsgericht kann anordnen, dass 
der Bevollmächtigte die ihm erteilte Vollmacht 
nicht ausüben darf und die Vollmachtsurkunde an 
den Betreuer herauszugeben hat, wenn  

1. die dringende Gefahr besteht, dass der Bevoll-
mächtigte nicht den Wünschen des Vollmacht-
gebers entsprechend handelt und dadurch die 
Person des Vollmachtgebers oder dessen Ver-
mögen erheblich gefährdet oder 

2. der Bevollmächtigte den Betreuer bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben behindert. 

Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht 
mehr vor, hat das Betreuungsgericht die Anord-
nung aufzuheben und den Betreuer zu verpflich-
ten, dem Bevollmächtigten die Vollmachtsurkunde 
herauszugeben, wenn die Vollmacht nicht erlo-
schen ist. 

(5) Der Betreuer darf eine Vollmacht oder einen 
Teil einer Vollmacht, die den Bevollmächtigten zu 
Maßnahmen der Personensorge oder zu Maßnah-
men in wesentlichen Bereichen der Vermögens-
sorge ermächtigt, nur widerrufen, wenn das Fest-
halten an der Vollmacht eine künftige Verletzung 
der Person oder des Vermögens des Betreuten mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit und in erhebli-
cher Schwere befürchten lässt und mildere Maß-
nahmen nicht zur Abwehr eines Schadens für den 
Betreuten geeignet erscheinen. Der Widerruf be-
darf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. 
Mit der Genehmigung des Widerrufs einer Voll-
macht kann das Betreuungsgericht die Heraus-
gabe der Vollmachtsurkunde an den Betreuer an-
ordnen. 
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Untertitel 2 
Führung der Betreuung 

Kapitel 1 
 Allgemeine Vorschriften 

§ 1821 
Pflichten des Betreuers;  
Wünsche des Betreuten 

(1) Der Betreuer nimmt alle Tätigkeiten vor, die er-
forderlich sind, um die Angelegenheiten des Be-
treuten rechtlich zu besorgen. Er unterstützt den 
Betreuten dabei, seine Angelegenheiten rechtlich 
selbst zu besorgen, und macht von seiner Vertre-
tungsmacht nach § 1823 nur Gebrauch, soweit 
dies erforderlich ist. 

(2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Be-
treuten so zu besorgen, dass dieser im Rahmen 
seiner Möglichkeiten sein Leben nach seinen 
Wünschen gestalten kann. Hierzu hat der Betreuer 
die Wünsche des Betreuten festzustellen. Diesen 
hat der Betreuer vorbehaltlich des Absatzes 3 zu 
entsprechen und den Betreuten bei deren Umset-
zung rechtlich zu unterstützen. Dies gilt auch für 
die Wünsche, die der Betreute vor der Bestellung 
des Betreuers geäußert hat, es sei denn, dass er 
an diesen Wünschen erkennbar nicht festhalten 
will. 

(3) Den Wünschen des Betreuten hat der Betreuer 
nicht zu entsprechen, soweit 

1. die Person des Betreuten oder dessen Vermö-
gen hierdurch erheblich gefährdet würde und 
der Betreute diese Gefahr aufgrund seiner 
Krankheit oder Behinderung nicht erkennen 
oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann 
oder 

2. dies dem Betreuer nicht zuzumuten ist. 

(4) Kann der Betreuer die Wünsche des Betreuten 
nicht feststellen oder darf er ihnen nach Absatz 3 
Nummer 1 nicht entsprechen, hat er den mutmaß-
lichen Willen des Betreuten aufgrund konkreter 
Anhaltspunkte zu ermitteln und Geltung zu ver-
schaffen. Zu berücksichtigen sind insbesondere 
frühere Äußerungen, ethische oder religiöse Über-
zeugungen und sonstige persönliche Wertvorstel-
lungen des Betreuten. Bei der Feststellung des 
mutmaßlichen Willens soll nahen Angehörigen 
und sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten 
Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden. 

(5) Der Betreuer hat den erforderlichen persönli-
chen Kontakt mit dem Betreuten zu halten, sich re-
gelmäßig einen persönlichen Eindruck von ihm zu 
verschaffen und dessen Angelegenheiten mit ihm 
zu besprechen. 

(6) Der Betreuer hat innerhalb seines Aufgaben-
kreises dazu beizutragen, dass Möglichkeiten 

genutzt werden, die Fähigkeit des Betreuten, seine 
eigenen Angelegenheiten zu besorgen, wieder-
herzustellen oder zu verbessern. 

 
§ 1822 

Auskunftspflicht gegenüber  
nahestehenden Angehörigen 

Der Betreuer hat nahestehenden Angehörigen 
und sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten 
auf Verlangen Auskunft über dessen persönliche 
Lebensumstände zu erteilen, soweit dies einem 
nach § 1821 Absatz 2 bis 4 zu beachtenden 
Wunsch oder dem mutmaßlichen Willen des Be-
treuten entspricht und dem Betreuer zuzumuten 
ist. 

 

§ 1823 
Vertretungsmacht des Betreuers 

In seinem Aufgabenkreis kann der Betreuer den 
Betreuten gerichtlich und außergerichtlich vertre-
ten. 

 

§ 1824 
Ausschluss der Vertretungsmacht 

(1) Der Betreuer kann den Betreuten nicht vertre-
ten: 

1. bei einem Rechtsgeschäft zwischen seinem 
Ehegatten oder einem seiner Verwandten in 
gerader Linie einerseits und dem Betreuten an-
dererseits, es sei denn, dass das Rechtsge-
schäft ausschließlich in der Erfüllung einer Ver-
bindlichkeit besteht, 

2. bei einem Rechtsgeschäft, das die Übertra-
gung oder Belastung einer durch Pfandrecht, 
Hypothek, Schiffshypothek oder Bürgschaft ge-
sicherten Forderung des Betreuten gegen den 
Betreuer oder die Aufhebung oder Minderung 
dieser Sicherheit zum Gegenstand hat oder die 
Verpflichtung des Betreuten zu einer solchen 
Übertragung, Belastung, Aufhebung oder Min-
derung begründet, 

3. bei einem Rechtsstreit zwischen den in Num-
mer 1 bezeichneten Personen sowie bei einem 
Rechtsstreit über eine Angelegenheit der in 
Nummer 2 bezeichneten Art. 

(2) § 181 bleibt unberührt. 

 


